
 

 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Besten Dank für die Einladung zum oben erwähnten Vernehmlassungsverfahren. Gerne nehmen 
wir dazu wie folgt Stellung, insbesondere, was arbeitsrechtlich relevante Reformpunkte angeht. 
Weiter möchten wir uns zur geplanten Revision in den Bereichen des Ausländer- und Asylrechts 
äussern.  

Grundsätzliche Bemerkungen  

Der SGB begrüsst grundsätzlich die Stossrichtung der Reform, welche laut Bundesrat der vorlie-
genden Gesetzesänderung zugrunde liegen soll: Die Erweiterung des Zugangs zum Bundesge-
richt, damit dieses grundsätzlich alle rechtlichen Fragen von Bedeutung behandeln kann und 
wirksam an der Rechtsfortbildung des gesamten Schweizer Rechts arbeiten kann. Wir sind je-
doch skeptisch gegenüber der gleichzeitigen Zielsetzung des Bundesrates, sogenannte „Fehlbe-
lastungen“ des Bundesgerichts zu korrigieren. Die erhöhten Fallzahlen des Bundesgerichts sind 
u.E. mit gesteigerten Rechtsschutz-Bedürfnissen (nicht mit „Fehlbelastungen“) zu erklären und 
dem muss mit einem Ausbau der Kapazität des Bundesgerichts und nicht mit einer durch das 
Gesetz forcierten Senkung der Fälle begegnet werden. Insbesondere, da es der vorliegenden Re-
form u.E. nicht gelingt, wirksam sogenannte „Bagatellfälle“ zu benennen.  

Vielmehr würde der Rechtschutz in der Schweiz mit der vorliegenden Reform in gewissen Fällen 
stark eingeschränkt werden. So würde im Bereich der Verbandsbeschwerde der Zugang zum 
Gericht in Art. 49 n VwVG eingeschränkt werden. Dies würde bedeuten, dass die „Unangemes-
senheit“ eines Entscheides einer Bundesbehörde damit nicht mehr vom Bundesverwaltungsge-
richt überprüft werden könnte, wenn es sich um eine Verfügung handelt. Dies würde insbesonde-
re auch arbeitsrechtlich relevante Sachverhalte sowie Sozialversicherungsleistungen betreffen. 
Dies ist aus Sicht des SGB inakzeptabel, weshalb wir Sie bitten, den heutigen Art. 49 VwVG nicht 
zu ändern.  
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Weiter will der Vorschlag Ausländerinnen und Ausländer, die „sich noch nicht seit zehn Jahren 
rechtmässig in der Schweiz aufhalten“ oder „noch nicht die Niederlassungsbewilligung besitzen“, 
faktisch von einem Gang ans Bundesgericht abhalten. Dies unabhängig vom Gegenstand des 
Rechtsstreits, also auch dann, wenn das Aufenthaltsrecht bedroht wäre. So könnten solche aus-
ländischen Personen ihr Anliegen nur noch dann dem Bundesgericht vortragen, wenn sich eine 
„Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung“ stellt oder wenn es sich um einen „besonders be-
deutenden Fall“ handelt. Für den SGB mit seinen zahlreichen Mitgliedern mit ausländischem 
Pass ist eine solche Verschlechterung inakzeptabel. Wir bitten Sie um eine entsprechende An-
passung von Art. 83 BGG. 

Weiter ist nicht einzusehen, weshalb Entscheide zur Einbürgerung im Grundsatz von der Be-
schwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten ausgenommen sein sollten. Der SGB bean-
tragt deshalb, dass lit. a von Art. 83 Abs. 1 BGG gestrichen wird.  

Im Bereich des Asylrechts sollten nicht nur Fälle mit „Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeu-
tung“, sondern auch „besonders bedeutende Fälle“ vom Bundesgericht beurteilt werden. Dies 
einschliesslich der Definition, dass bei substantiierter Geltendmachung einer Verfassungsverlet-
zung ein „besonders bedeutender Fall“ vorliegt. Es ist nicht einzusehen, weshalb das Bundesge-
richt als oberstes nationales Gericht mögliche Verfassungsverletzungen durch das Bundesverwal-
tungsgericht oder dessen Vorinstanzen im Asylbereich nicht sollte beurteilen können. Der SGB 
bittet deshalb, Art. 84 Abs. 2 lit. a BGG um das Element des „besonders bedeutenden Falles“ zu 
ergänzen.  

Reformpunkte, welche öffentlich-rechtliche Arbeitsverhältnisse betreffen  

Die Vorlage will die Regelung des heutigen Art. 84a BGG verallgemeinern. Künftig soll so in Fäl-
len, in denen die (ordentliche) Beschwerde an das Bundesgericht grundsätzlich ausgeschlossen 
ist, im Sinne einer Gegenausnahme die Beschwerde immer zulässig sein, wenn sich eine Rechts-
frage von grundsätzlicher Bedeutung stellt oder aus anderen Gründen ein besonders bedeuten-
der Fall vorliegt. Dies betrifft im Zivilrechtsbereich Entscheide, bei denen der massgebliche 
Streitwert nicht erreicht wird (Art. 74 Abs. 2 Bst. a E-BGG). Auf dem Gebiet des öffentlichen 
Rechts geht es dabei um die für uns besonders relevante Weise der Entscheide in Rechtsgebie-
ten, bei denen die Beschwerde gemäss Artikel 83 Absatz 1 E-BGG grundsätzlich unzulässig ist 
(Art. 83 Abs. 2 E-BGG), wie z.B. bei Entscheiden im Bereich der öffentlich-rechtlichen Arbeitsver-
hältnisse, wenn der massgebende Streitwert nicht erreicht wird (Art. 85 Abs. 2 E-BGG). Dies ist 
wichtig, damit Arbeitnehmende ihre Rechte höchstrichterlich überprüfen lassen können. U.E. 
handelt es sich bei arbeitsrechtlichen Fragen um ein Sachgebiet, das regelmässig in ihrer Trag-
weite die Arbeitnehmenden trifft, welche die schwächere Partei darstellen, von grundsätzlicher 
Bedeutung. Wir sind deshalb der Meinung, dass die Streitwertgrenze im Bereich des (öffentlich-
rechtlichen) Arbeitsverhältnisses gestrichen werden sollte.  

Nach Art. 189 Abs. 4 BV können Akten der Bundesversammlung und des Bundesrates nicht 
beim Bundesgericht angefochten werden. Jedoch können bereits heute in den Fällen nach Art. 
33 lit. a und b VGG Verfügungen des Bundesrates oder der Organe der Bundesversammlung 
beim Bundesverwaltungsgericht angefochten werden. Es geht dabei vor allem um Verfügungen 
über Arbeitsverhältnisse von Bundesangestellten und über die Abberufung von Mitgliedern der 
Leitungsgremien von Verwaltungseinheiten der dezentralen Bundesverwaltung. Soweit es das 
BGG zulässt, könnten entsprechende Beschwerdeentscheide des Bundesverwaltungsgerichts 
neu klarerweise an das Bundesgericht weitergezogen werden, da Bundesrat und Bundesver-
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sammlung neu in Art. 33 lit. a und b E-VGG als Vorinstanzen des Bundesverwaltungsgerichts 
aufgezählt würden, soweit sie als erste Instanzen verfügen. Dies begrüssen wir.  

Eine besondere Neuerung und Verbesserung erfahren die Arbeitnehmenden der höchstrichter-
lichen Gerichte. So wird vorgeschlagen, in Artikel 25 BGG eine gerichtsinterne Rekurskom-
mission für die Beurteilung von arbeitsrechtlichen Streitigkeiten mit dem Gerichtspersonal vorzu-
sehen. Dies begrüssen wir.  

Fehlende Reformpunkte, welche privatrechtliche Arbeitsverhältnisse betreffen 

Auffallend sind in der vorliegenden Reform dagegen die fehlenden Verbesserungen für Personen 
in privatrechtlichen Arbeitsverhältnissen. Für diese werden zwar erfreulicherweise im Rahmen der 
Schaffung des Zugangs zum Bundesgericht bei allen besonders bedeutsamen Fällen i.S. der 
Verallgemeinerung von Art. 84a BGG in Art. 74 Abs. 2 lit. a E-BGG in einer grammatikalischen 
Auslegung mehr Chancen auf eine Überprüfung eingeräumt. Auf der anderen Seite aber bleiben 
die Streitwertgrenzen im Arbeitsrecht weiterhin bestehen.  

Wir schlagen deshalb vor, mit der vorliegenden Reform die Streitwertgrenze im Bereich des Ar-
beitsrechts gänzlich abzuschaffen und so Art. 74 Abs. 1 lit. a BGG für arbeitsrechtliche Fälle er-
satzlos zu streichen. Dies umso mehr, weil nach der vorliegenden Reform für Arbeitsrechts-
angelegenheiten mit einem Streitwert von unter Fr. 15‘000.- dem Bundesgericht bei der Beurtei-
lung, ob eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung vorliegt oder ein besonders bedeuten-
der Fall betroffen ist, ein u.E. zu weiter Ermessenspielraum zusteht (vgl. dazu BGE 139 II 340, 
343). Das Bundesgericht hat nämlich den unbestimmten Rechtsbegriff der „grundsätzlichen Be-
deutung“ u.E. bisher viel zu restriktiv gehandhabt (vgl. dazu statt vieler BGE 140 III 501). Es bleibt 
zu befürchten, dass auch nach der vorliegenden Reform sich für den Rechtssuchenden im Ar-
beitsrecht wenig bis gar nichts ändert, wenn nicht die Streitwertgrenze als solche in diesem 
Rechtsbereich abgeschafft wird.  

Eventualiter schlagen wir die Senkung der arbeitsrechtlichen Streitwertgrenze i.S.v. Art. 74 Abs. 1 
lit. a BGG auf Fr. 5‘000.- vor.  

Wir danken für die Berücksichtigung der oben gemachten Ausführungen.  

Freundliche Grüsse 

SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 

Paul Rechsteiner Luca Cirigliano 
Präsident Zentralsekretär 
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